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- Auszug - 
Kapitel 4 „Organisation von Lernprozessen“ 
 
 
4.1 Lernprozesse sind so zu organisieren, dass die unter Nr. 2 genannten Aufgaben zu erfüllen 
und die vorgegebenen Ziele zu erreichen sind. In diese Verpflichtung sind alle Fächer und 
Unterrichtsangebote einbezogen.  
  
4.2 Die unterschiedliche Lernausgangslage, die Breite der individuellen Begabungen und 
Neigungen sowie die unterschiedlichen Lernsituationen und das Lernverhalten der 
Schülerinnen und Schüler erfordern angemessene Lehr- und Lernverfahren.   
  
Die Lernprozesse müssen sicherstellen, dass geschlechtsspezifische Rollenzuweisungen und 
strukturelle Benachteiligungen vermieden werden. Dabei sind unterschiedliche Formen 
gleichberechtigten Zusammenlebens von Mädchen und Jungen zu fördern.  
  
4.3 Der Unterricht ist so zu planen und zu gestalten, dass das selbstständige und kooperative 
Lernen und das handlungsorientierte und problembezogene Arbeiten der Schülerinnen und 
Schüler angeregt und unterstützt werden. Deshalb kommt der Auswahl geeigneter 
Sozialformen, offener Unterrichtsverfahren und –formen sowie unterschiedlicher 
Unterrichtszeitmodelle große Bedeutung zu.   
  
4.4 In den Schuljahrgängen 5 bis 10 sollen die Schülerinnen und Schüler insbesondere in den 
folgenden Bereichen fachübergreifende methodische Kompetenzen erwerben:  
 

- Umgang mit der Bibliothek und dem Internet,  
- Anfertigen von Unterrichtsprotokollen und einfachen Referaten,  
- Textverarbeitung und Tabellenkalkulation,  
- mündlich strukturierter Vortrag,  
- mediengestützte Präsentationsverfahren.  

  
Hierzu entwickelt die Schule ein Methodenkonzept und bestimmt je Schuljahrgang ein Fach, 
in dem die entsprechende Methode eingeübt wird.  
  
4.5 Intensive Übungs-, Wiederholungs-, Anwendungs- und Übertragungsphasen sowie die 
Einübung altersgemäßer Formen selbstständiger Ergebnissicherung ermöglichen die 
Integration des Neugelernten und befähigen die Schülerinnen und Schüler, Erlerntes in 
zukünftigen Situationen verfügbar zu haben und anzuwenden.  
  
Die in den Kulturtechniken erworbenen Kompetenzen werden durch regelmäßige Übung und 
Anwendung gesichert und kontinuierlich weiterentwickelt.  
  
Hausaufgaben dienen u.a. der Übung, Wiederholung und Ergebnissicherung. Die Lehrkräfte 
würdigen durch regelmäßige Durchsicht der Hausaufgaben die häusliche Arbeit und 



vergewissern sich damit u.a. über den individuellen Lernprozess. Weitere Einzelheiten regelt 
der Bezugserlass zu i).   
  
4.6 Schülerinnen und Schüler sollen in zunehmendem Maße an der Unterrichtsplanung 
und an der Unterrichtsgestaltung Anteil haben. Zu Beginn einer Unterrichtseinheit sind diese 
mit den Schülerinnen und Schülern zu erörtern. Zudem sollen im Unterricht fachbezogene und 
fächerübergreifende Aufgaben von den Schülerinnen und Schülern selbst gewählt oder 
eingebracht werden können.  
  
4.7 Es ist sicherzustellen, dass die verbindlich erwarteten Kompetenzen, die sich auf 
Inhalte, Ziele und die Organisation von Lernprozessen beziehen, erworben werden und somit 
zwischen den Klassen eines Schuljahrgangs ein annähernd gleicher Leistungsstand 
gewährleistet ist.   
  
4.8 Hierzu ist eine enge Zusammenarbeit der Lehrkräfte insbesondere im Rahmen von 
Klassenkonferenzen, Fachkonferenzen und Fachbereichskonferenzen erforderlich. Diese 
dienen u. a. der   
 

- Planung von Unterricht;   
- Abstimmung didaktischer und methodischer Grundsätze;   
- Abstimmung von Fördermaßnahmen und Maßnahmen zur inneren 

Differenzierung;   
- Absprachen zur Leistungsmessung und Leistungsbeurteilung;   
- Koordinierung der Hausaufgaben;   
- Hilfestellung bei fachfremd erteiltem Unterricht.  

  
4.9 Die Konferenzen erstellen auf der Grundlage der Vorgaben schuleigene Arbeitspläne. 
In ihnen sind die für jede Lehrkraft verbindlichen Inhalte und Kompetenzen, deren Erwerb im 
Unterricht angelegt werden soll, aufzunehmen. Dabei sind fachbereichsbezogene und 
fachbereichsübergreifende Inhalte angemessen zu berücksichtigen. Hinweise auf 
Arbeitsformen und Medien, computergestütztes Lernen, außerschulische Lernorte und zur 
Leistungsbewertung sollen berücksichtigt werden.   
  
Die Erstellung, regelmäßige Überarbeitung und ständige Weiterentwicklung der Arbeitspläne 
erfolgt in Abstimmung mit den Grundschulen sowie bei schul- oder schulformübergreifenden 
Angeboten mit den anderen Schulen.   
  
4.10 Die Zusammenarbeit der Lehrkräfte darf sich nicht auf Absprachen über den Unterricht 
beschränken. Sie soll auch die Betreuung der einzelnen Schülerinnen und Schüler auf der 
Grundlage einer gezielten Förderplanung und die Gestaltung des Schullebens insgesamt 
einbeziehen. Gegenseitige Unterrichtsbesuche der Lehrkräfte und Gruppenhospitationen sind 
in besonderer Weise geeignet, die Abstimmung und Konsensbildung zu fördern.  
  
4.11 In Sachfächern kann der Unterricht nach Entscheidung der Schule fremdsprachig erteilt 
werden, wenn sichergestellt ist, dass jede Schülerin und jeder Schüler auch eine Klasse 
besuchen kann, in der der Unterricht ausschließlich deutschsprachig erteilt wird.   
  
4.12 In jedem Schuljahr soll Projektunterricht durchgeführt werden, der klassenbezogen, 
jahrgangs-bezogen, jahrgangsübergreifend sowie schul- oder schulformübergreifend 
organisiert werden kann. Für den Projektunterricht können insgesamt bis zu fünf 
Unterrichtstage berücksichtigt werden.  
  



Die Erziehungsberechtigten sind über die mit dem Projektunterricht verbundenen 
pädagogischen und organisatorischen Fragen zu informieren und bei der Planung und 
Vorbereitung sowie nach Möglichkeit an der Durchführung zu beteiligen.  
  
4.13 Berufsorientierende Maßnahmen werden als Praxistage an mindestens insgesamt 30 
Schultagen vorrangig in den Schuljahrgängen 8 bis 10 durchgeführt. Im 8. Schuljahrgang 
dienen sie u.a. der Vorbereitung der Schülerinnen und Schüler auf die Profilwahl im 9. und 10. 
Schuljahrgang. Die Zusammenarbeit mit der Berufsberatung der Arbeitsverwaltung, den 
Kammern, Unterricht in Kooperation mit berufsbildenden Schulen und Praxiserfahrungen in 
Betrieben oder in anderen Einrichtungen sind Teil des fächerübergreifenden schulischen 
Konzepts zur Durchführung berufsorientierender Maßnahmen.  Einzelheiten regeln die 
Bezugserlasse zu j) und k).   
  
4.14 Jede Schülerin und jeder Schüler führt einen Nachweis, in dem die Teilnahme an 
berufsorientierenden Maßnahmen dokumentiert wird.  
  
4.15 Auf Antrag bei der Schulbehörde kann ab dem 9. Schuljahrgang in der 
Zusammenarbeit zwischen Realschule und berufsbildender Schule insbesondere die 
inhaltliche Verzahnung der Fächer Deutsch, Mathematik und des Fachbereichs 
Naturwissenschaften mit den berufsbezogenen Rahmenlehrplänen der berufsbildenden 
Schulen umgesetzt werden. Dabei müssen die Anforderungen sowohl des jeweiligen 
Curriculums der Realschule als auch die Vorgaben des 1. Ausbildungsjahres einer 
Berufsausbildung erfüllt werden.   
  
Die berufliche Qualifizierung in Kooperation mit der berufsbildenden Schule umfasst 14 
Wochenstunden an zwei Schultagen in den Schuljahrgängen 9 und 10. Damit können die 
Realschülerinnen und  –schüler eine berufliche Bildung erwerben, die den Inhalten des 1. 
Ausbildungsjahres entspricht. Der  
Beschluss der Kultusministerkonferenz „Vereinbarung über die Schularten und Bildungsgänge 
im Sekundarbereich I“ vom 03.12.1993 i.d.F. vom 09.10.2009 für die Vergabe der Abschlüsse 
im Sekundarbereich I sowie die Vorgaben der Abschlussverordnung sind einzuhalten. 
Einzelheiten regelt die Bezugsverordnung zu d). In einem Zertifikat ist der Ausbildungsberuf 
zu benennen, für den berufsbezogene Kompetenzen erworben wurden.   
  
Unterricht in Kooperation mit der berufsbildenden Schule findet als Fachpraxisunterricht in der 
Regel in einer Gruppenstärke bis zur Hälfte der Schülerhöchstzahl, im Fachtheorieunterricht 
grundsätzlich jahrgangsbezogen in Klassenstärke statt. Die Wahl der Fachrichtung wird ab 
dem 8. Schuljahrgang vorbereitet und berücksichtigt die Kompetenzen, Neigungen und 
Möglichkeiten der Schülerinnen und Schüler sowie die in der kooperierenden berufsbildenden 
Schule angebotenen Fachrichtungen. In Einzelfällen ist der Wechsel in eine andere 
Fachrichtung im Verlauf des ersten Schulhalbjahrs des 9. Schuljahrgangs möglich.  
  
4.16 Die Zusammenarbeit zwischen Realschule und berufsbildender Schule erfolgt auf der 
Grundlage des § 25 NSchG. Können durch die Zusammenarbeit sächliche Kosten im Sinne 
von § 113 Abs. 1 NSchG entstehen, so bedarf die Vereinbarung der Zustimmung der 
Schulträger sowie der Träger der Schülerbeförderung der beteiligten Schulen.    
 


